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Chancelier m ’ayant convaincu que ce document6 n’avait pas servi de base à l’article 
en question, j ’en avais conclu comme vous qu’il ne s’agissait, au fond, que de bavar­
dages inter pocula, qui fleurissent malheureusement, vous le savez, pendant les ses­
sions de l’Assemblée fédérale. Votre lettre du 24 est venue corroborer mes apprécia­
tions. Je pense qu’il est sage de ne pas faire de bruit autour de cette affaire, qui n’ayant 
plus guère d ’actualité finira par passer à peu près inaperçue, si l’on ne la remue pas.

Je vous parlerai dans une correspondance prochaine du procès des anarchistes à 
Neuchâtel et de ses conséquences probables.

6. Nicht ermittelt.
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Antrag des Vorstehers des Finanz- und Zolldepartements, B. Hammer,
an den Bundesrat

Berne, 28 décembre 1889

Gemäss Art. 13 des internationalen Münzvertrages vom 6. November 18851 ver­
bleibt derselbe bis zum 1. Januar 1891 in Kraft. Falls er nicht ein Jahr vor Ablauf die­
ser Frist gekündigt worden ist, gilt er als stillschweigend um ein Jahr und so fort von 
Jahr zu Jahr verlängert. Nach geschehener Kündigung bleibt er noch ein Jahr, vom 
1. Januar an gerechnet, der auf die Kündigung folgt, in Kraft.

Das Finanzdepartement hat nicht ermangelt, bei der schweizerischen Gesandt­
schaft in Paris Erkundigungen darüber einzuziehen, welches die Intentionen unserer 
Mitkontrahenten betreffs der Konvention sein möchten.

Aus den von Herrn Minister Lardy erhaltenen Mittheilungen2 geht hervor, dass 
weder in Frankreich, noch in Belgien, Italien und Griechenland Neigung vorhanden 
ist, den Vertrag auf den ersten Termin zu künden.

Was die Schweiz anbelangt, so ist Ihnen in Erinnerung, dass in der Sitzung des 
Nationalrathes vom 5. April d. J. mit einer Mehrheit von vier Stimmen die Motion des 
Herrn Nationalrath Dr. Joos, lautend:

«Der Bundesrath ist einzuladen, die Frage zu prüfen und darüber Bericht zu 
erstatten, ob das eidg. Münzgesetz im Sinne der Einführung der Goldwährung zu 
revidiren sei.»

zum Beschluss erhoben worden ist3. Das Finanzdepartement ist auch mit der 
Ausarbeitung eines betreffenden Gesetzesentwurfes beschäftigt.

Bekanntlich gieng die Initiative zur Kündigung des vorhergehenden vom 5. No­
vember 1878 datierten Münzvertrages4 von der Schweiz aus; sie motivierte diesen 
Schritt mit dem Hinweis auf die Nothwendigkeit, verschiedene Münzfragen einer

1. AS 1 884 -1885 , 8, S. 4 2 5 -4 6 5 .
2. Vgl. die Schreiben von Lardy an den Bundesrat vom 5. und 7.11.1889  (E 2200 Paris 1/109).
3. Vgl. das NR-Prot. vom 5. 4 .1889  (E 1001 (C) d 1 /98 , Nr. 473).
4. AS 1879, 4, S. 2 9 3 -3 1 7 .
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neuen Berathung zu unterstellen, wobei sie gleichzeitig die Bereitwilligkeit zu erken­
nen gab, über die Grundlagen zu einer neuen Konvention mit den Contrahenten in 
Unterhandlungen zu treten5. Die Folge der herwärtigen Kündigung war bekanntlich 
der Abschluss des gegenwärtig in Kraft bestehenden Vertrages vom 6. November 
1885 mit der demselben angehängten Liquidationsklausel, welche uns im Grossen 
und Ganzen den Austausch der in unserm Lande zirkulirenden fremden 5 Fr. Stücke 
der lateinischen Münz-Union garantirt.

Durch ihr einstweiliges Verbleiben bei dem lateinischen Münzverband erwachsen 
der Schweiz unter diesen Umständen keine Nachtheile und die Vortheile der seit bald 
einem Vierteljahrhundert bestehenden internationalen Verbindung dürfen ander­
seits nicht unterschätzt werden. Zudem würde zur Stunde und jedenfalls solange als 
nicht eine grosse erst zu schaffende zentrale schweizerische Notenbank den Geldum­
lauf richtig zu regeln vermöchte, die reine Goldwährung, wenn solche etwa nach 
Auflösung der lateinischen Münz-Union eingeführt werden wollte, nur mit grossen 
Schwierigkeiten aufrecht zu erhalten sein.

Gestützt auf vorstehende Anbringen stellt das Finanzdepartement den Antrag, 
der Bundesrath wolle der Schweiz. Gesandtschaft in Paris zu Händen der französi­
schen Regierung mittheilen, dass die Schweiz von dem ihr zustehenden diessjährigen 
Rechte der Kündigung des lateinischen Münzvertrages keinen Gebrauch machen 
werde.6

5. Vgl. Nr. 137.
6. Der Bundesrat entschied in seiner Sitzung vom 2 8 .1 2 .1 8 8 9  antragsgemäss (E 1004 1 /1 5 9 ,  
Nr. 5166).
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Antrag des Vorstehers des Departements des Innern, K. Schenk,
an den Bundesrat

Rheinkorrektion Bern, 30. Dezember 1889

Die Delegirten des Bundesrathes zu der Berathung und Entwerfung des Staatsver­
trages betreffend die Rheinkorrection von Kriessern bis zum Bodensee, die Herren 
Oberbauinspector von Salis und Landamman Zollikofer haben mit Schreiben vom 
13. dieses Monats1 das Protokoll2 über die Verhandlungen der vom 9. und 10. dieses 
Monats in Feldkirch versammelt gewesenen schweizerisch-österreichischen Delegir­
ten Kommission eingereicht. Aus Schreiben und Protokoll ist ersichtlich, dass eine 
eingehende Durchberathung des Staatsvertrages stattgefunden und zur Einigung 
in allen Punkten, mit Ausnahme von einem geführt hat. Dieser Punkt betrifft die 
gleichzeitige Ausführung und Vollendung beider Durchstiche; die österreichischen

1. Nicht abgedruckt.
2. Nicht abgedruckt.
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